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digitalarchiv thurgau  

 
 

Statuten 

des Vereins «Digitalarchiv Thurgau» 

 

 

I. Rechtsform, Name, Zweck 

Art.1. Name, Sitz 

(1) Der Verein «Digitalarchiv Thurgau» ist ein Verein gemäss Art. 60ff. ZGB. 

(2) Der Sitz des Vereins befindet sich in der Wohngemeinde des Präsidenten. 

 

Art. 2. Zweck, Ziele 

(1) Der Verein betreibt für seine Mitglieder ein Langzeitarchiv für digitale Daten. Dieses erfüllt die 

Vorgaben des Gesetzes über Aktenführung und Archivierung (RB 432.10) und orientiert sich an den 

einschlägigen internationalen Standards und Best Practices. 

(2) Der Verein unterstützt seine Mitglieder bei der Langzeitarchivierung digitaler Daten, insbesondere 

bei der Auswahl und Aufarbeitung der Daten zuhanden des Langzeitarchivs, der Einbringung der Da-

ten ins Langzeitarchiv, der Pflege der Daten im Langzeitarchiv und bei Recherchen im Langzeitarchiv. 

(3) Für die Umsetzung der Aufgaben im Rahmen der digitalen Langzeitarchivierung beauftragt der 

Verein einen oder mehrere spezialisierte Dienstleister.  

(4) Der Verein hat eine gemeinnützige Zielsetzung und erstrebt keinen Gewinn. Die Organe sind eh-

renamtlich tätig. 

 

II. Mitgliedschaft 

Art. 3. Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft erwerben können: 

- Politische Gemeinden des Kantons Thurgau; 

- Schulgemeinden des Kantons Thurgau; 

- Kirchgemeinden des Kantons Thurgau; 

- Bürgergemeinden des Kantons Thurgau. 

- Gemeindenahe Vereine oder Verbände. 

(2) Über die Aufnahme von neuen Mitgliedern entscheidet der Vereinsvorstand. 
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(3) Dem Verein können auch weitere öffentlich-rechtliche Körperschaften als die unter Abs. 1. ge-

nannten beitreten. Über deren Aufnahme entscheidet der Vorstand. 

(4) Der Verein kennt folgende Formen der Mitgliedschaft: 

- Aktivmitglieder; 

- Passivmitglieder. 

Aktivmitglieder beziehen Dienstleistungen des Vereins. Passivmitglieder haben das Recht, im Rah-

men des Vereins Dienstleistungen zu beziehen. 

 

Art. 4. Erlöschen der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft erlischt mit der Auflösung des Vereins, dem Austritt oder dem Ausschluss. 

(2) Der Austritt aus dem Verein erfolgt durch schriftliche Erklärung an den Vorstand. Diese hat mit 

einer Kündigungsfrist von 6 Monaten auf das Ende eines Geschäftsjahres zu erfolgen. Die Austrittser-

klärung befreit nicht von der Verpflichtung zur Leistung der Mitgliederbeiträge für vergangene Ver-

einsjahre und das laufende volle Vereinsjahr. 

(3) Das austretende Mitglied hat keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

(4) Die Delegiertenversammlung beschliesst über den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein. Ein 

Ausschluss muss begründet werden. 

(5) Die archivierten Daten werden dem durch Austritt oder Ausschluss aus dem Verein ausscheiden-

den Mitglied oder dessen rechtlichem Nachfolger übergeben. Das ausscheidende Mitglied oder des-

sen rechtlicher Nachfolger ist verpflichtet, die Daten zu übernehmen und einer Anschlusslösung zuzu-

führen. 

(6) Löst sich ein Mitglied ohne rechtliche Nachfolge auf, bietet der Verein die Daten unter Wahrung 

der Belange des Datenschutzes einer geeigneten Institution zur Übernahme an. Im Falle der unter 

Art. 3, Abs. 1. genannten Körperschaften ist dies das Staatsarchiv des Kantons Thurgau. Wird eine 

Übernahme der Daten durch die angefragte Institution abgelehnt, ist der Verein berechtigt diese Da-

ten zu löschen. Über die Löschung entscheidet der Vorstand. 

 

III. Organisation, Haftung 

Art. 5. Geschäftsjahr 

(1) Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

 

Art. 6. Organe 

(1) Die Organe des Vereins sind: 

- Die Delegiertenversammlung; 

- Der Vorstand; 

- Die Kontrollstelle. 

 

Art. 7. Amtsdauer 

(1) Der Vorstand und die Kontrollstelle werden alle zwei Jahre, erstmals per 8. August 2022 gewählt. 
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Art. 8. Zeichnungsberechtigung und Haftung 

(1) Der Vorstand regelt die Zeichnungsberechtigung zu zweien. 

(2) Für die Verbindlichkeiten des Vereins haftet einzig das Vereinsvermögen. Jede persönliche Haf-

tung der Mitglieder für die Verbindlichkeiten des Vereins ist ausgeschlossen. Für Personen, welche 

als Vereinsorgane handeln, bleibt Art. 55, Abs. 1 ZGB vorbehalten. 

 

IV. Delegiertenversammlung 

Art. 9. Zusammensetzung 

(1) Jedes Mitglied hat das Recht eine Delegierte oder einen Delegierten an die Delegiertenversamm-

lung zu entsenden. 

(2) Jedes Mitglied der Delegiertenversammlung besitzt eine bestimmte Anzahl Delegiertenstimmen. 

Die Anzahl Delegiertenstimmen bemisst sich nach folgendem Schlüssel: 

- Politische Gemeinden des Kantons Thurgau mit bis zu 5'000 Einwohnern: eine Delegierten-

stimme; 

- Politische Gemeinden des Kantons Thurgau mit 5'001 bis 10’000 Einwohnern: zwei Delegier-

tenstimmen; 

- Politische Gemeinden des Kantons Thurgau mit 10'001 oder mehr Einwohnern drei Delegier-

tenstimmen; 

- Schulgemeinden des Kantons Thurgau: eine Delegiertenstimme; 

- Kirchgemeinden des Kantons Thurgau: eine Delegiertenstimme; 

- Bürgergemeinden des Kantons Thurgau: eine Delegiertenstimme; 

- Weitere Mitglieder auf Basis von Art. 3., Abs. 3.: eine Delegiertenstimme. 

(3) Die Berechnung der Anzahl Delegiertenstimmen erfolgt alle zwei Jahre, erstmals am 8. August 

2022. Massgebend ist die Einwohnerzahl am 31. Dezember des Vorjahres gemäss Erhebung des kan-

tonalen statistischen Amtes. 

(4) Delegierte können nicht Vorstandsmitglied sein. 

 

Art. 10. Einberufung, Geschäfte, Beschlussfassung 

(1) Der Vorstand beruft die Delegiertenversammlung jährlich mindestens einmal ein. 

(2) Er verschickt die Einladungen spätestens vier Wochen vor der Versammlung unter Bekanntgabe 

der Traktanden an die Mitglieder. 

(3) Anträge der Mitglieder an die ordentliche Delegiertenversammlung sind dem Vorstand spätestens 

drei Wochen vor der Versammlung schriftlich einzureichen. 

(4) Ausserordentliche Delegiertenversammlungen finden nach Beschluss des Vorstandes statt oder 

werden von diesem auf schriftliches Begehren von mindestens einem Fünftel der Mitglieder einberu-

fen. 

(5) Delegiertenversammlungen können aus wichtigen Gründen auch auf schriftlichem Weg oder per 

Telefon- oder Videokonferenz abgehalten werden. Bezüglich Beschlussfassung gelten dieselben Re-

geln wie bei der persönlichen Anwesenheit. 
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(6) Die Delegiertenversammlung beschliesst mit relativem Mehr der Delegiertenstimmen. Jeder an-

wesende Delegierte übt die dem betreffenden Mitglied nach Art. 9, Abs. 2 zustehenden Delegierten-

stimmen aus. Stimmenthaltungen werden nicht berücksichtigt. 

(7) Für die Änderung der Statuten ist die Zustimmung von zwei Dritteln der Delegiertenstimmen er-

forderlich. Stimmenthaltungen werden nicht berücksichtigt. 

(8) Geschäfte, welche nicht mit der Einladung angekündigt worden sind, können beraten, jedoch 

nicht entschieden werden. Solche Geschäfte nimmt der Vorstand zur weiteren Bearbeitung entge-

gen. 

 

Art. 11. Aufgaben und Kompetenzen 

(1) Der Delegiertenversammlung obliegen folgende Aufgaben und Kompetenzen: 

- Verabschiedung der Statuten bzw. Statutenänderungen; 

- Protokollgenehmigung; 

- Abnahme des Jahresberichts; 

- Genehmigung von Budget und Jahresrechnung; 

- Genehmigung des Beitragsreglements; 

- Genehmigung der Mitgliederbeiträge und der Tarife; 

- Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin und der weiteren Vorstandsmitglieder; 

- Wahl der Mitglieder der Kontrollstelle; 

- Aufnahme neuer Vereinsmitglieder; 

- Genehmigung von Leistungsaufträgen an externe Dienstleister; 

- Auflösung des Vereins oder seine Verschmelzung mit einer anderen Organisation; 

- weitere vom Vorstand unterbreitete Geschäfte.  

 

V. Vorstand 

Art. 12. Zusammensetzung, Amtsdauer, Beschlussfassung 

(1) Der Vorstand umfasst mindestens fünf Personen aus mindestens drei verschiedenen 
Mitgliedsgemeinden. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin wird von der Delegiertenversammlung gewählt. Im Übrigen 

konstituiert sich der Vorstand selbst. 

(3) Rücktritte aus dem Vorstand sind nur auf die Delegiertenversammlung hin möglich. 

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit relativem Mehr. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 
angenommen, für den sich die Präsidentin bzw. der Präsident entscheidet. 

(5) Vorstandssitzungen können auch auf schriftlichem Weg oder per Telefon- oder Videokonferenz 
abgehalten werden. Bezüglich Beschlussfassung gelten dieselben Regeln wie bei der persönlichen An-
wesenheit. 
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Art. 13. Aufgaben und Kompetenzen 

(1) Dem Vorstand des Vereins obliegen folgende Aufgaben und Kompetenzen:  

- Konstituierung des Vorstands; 

- Festlegen von Leistungsaufträgen an externe Dienstleister sowie Beantragung deren Geneh-
migung zuhanden der Delegiertenversammlung; 

- Festlegung der Höhe von Mitgliederbeiträgen und Tarifen im Rahmen eines Beitragsregle-
ments sowie Beantragung deren Genehmigung zuhanden der Delegiertenversammlung; 

- Einmalige Ausgaben ausserhalb des Budgets von jährlich maximal 5’000 Franken sowie jähr-
lich wiederkehrende Ausgaben von maximal 2’000 Franken; 

- Einberufung und Vorbereitung der Delegiertenversammlung; 

- alle weiteren Geschäfte, die nicht ausdrücklich einem anderen Vereinsorgan zugewiesen 
sind. 

 

VI. Kontrollstelle 

Art. 14. Mitglieder und Aufgaben 

(1) Die Delegiertenversammlung wählt zwei Revisoren bzw. Revisorinnen sowie einen Suppleanten 
bzw. eine Suppleantin. Ihnen obliegt die Prüfung der Vereinsrechnung. Sie erstatten der Delegierten-
versammlung jährlich Bericht. 

 

VII. Finanzen 

Art. 15. Mitglieder und Aufgaben 

(1) Die Mittel, welche benötigt werden, um die digitale Langzeitarchivierung operativ zu halten und 
weiterzuentwickeln, werden durch Mitgliederbeiträge erbracht. 

(2) Dienstleistungen gemäss Art. 2, Abs. 2 werden von jedem Mitglied leistungsbezogen entgeltet. 

(3) Die Höhe der Mitgliederbeiträge und die Stundenansätze für Dienstleistungen gemäss Art. 2, Abs. 
2 werden in einem Beitragsreglement mit zugehörigem Tarif festgelegt. 

 

VIII. Schlussbestimmungen 

Art. 16. Auflösung, Fusion 

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Delegiertenversammlung mit Zustimmung von zwei Dritteln 

der Mitglieder aufgelöst werden. 

(2) Für eine Fusion sind die Bestimmungen des Fusionsgesetzes massgebend, soweit nicht öffentlich-

rechtliche Gesetzesbestimmungen vorgehen. 

(3) Die archivierten Daten werden nach beschlossener Auflösung den Mitgliedern übergeben. Die 

Mitglieder sind verpflichtet, die Daten zu übernehmen und einer Anschlusslösung zuzuführen. 

(4) Für die Liquidation des Vereinsvermögens nach beschlossener Auflösung ist der Vorstand zustän-

dig, sofern die Delegiertenversammlung nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 
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Art. 17. Inkrafttreten 

(1) Diese Statuten treten nach Zustimmung durch die Gründungsversammlung in Kraft. 

 

 

Beschlossen durch die Delegiertenversammlung am 27. März 2026 

Der Präsident 

 

 

………………………………………………………………… 

Die Aktuarin 

 

 

………………………………………………………………… 

Gabriel Macedo Manuela Fritschi 

 

 

 

 


